	(Staatliche) Eingriffe in die Konjunktur – Grundpositionen 




1. Nachfrageorientierung


Die Nachfrageorientierten Konzepte gehen auf den Wirtschaftswissenschaftler John Maynard Keynes zurück. Der zentrale Ansatzpunkt besteht darin, die Nachfrage nach Konsum- und Investitionsgütern zu erhöhen. Dazu soll indirekt die Güternachfrage in den privaten Haushalten erhöht werden, z.B. durch finanzielle Entlastungen über Steuer- und Abgabensenkungen. Direkte Maßnahmen sind staatliche Beschäftigungs- oder Bauprogramme. Die erste soll wie die Entlastungen die Güternachfrage privater Haushalte steigern, die zweite die Kapazität der Unternehmen stärker auslasten.


Die steigende Güterkonsum privater Haushalte und die stärkere Auslastung der Firmen durch staatliche Aufträge führen dazu, dass die Unternehmer neue Maschinen anschaffen und Beschäftigte einstellen, um die steigenden Aufträge bearbeiten zu können. Diese Maßnahmen würden sich vervielfachen (Multiplikatoreffekt), da ja nun wieder neue Arbeitnehmer und andere Firmen profitieren.


Wichtig ist, dass der Staat in konjunkturell schlechten Zeiten Geld ausgibt und auch nötigenfalls Schulden macht („deficit spending“), letztere in konjunkturell guten Zeiten durch einen Rückgang staatlicher Ausgaben aber wieder hereinholt.


Problem ist, dass es bisher den Staaten, die diese Politik verfolgten, kaum gelang in besseren Zeiten Ausgabenkürzungen gegen ihre Bürger durchzusetzen. Auch können grundsätzliche, strukturelle Probleme (vgl. Kondratieffwellen) damit nicht gelöst werden.





2. Angebotsorientierung�Die Angebotsorientierung konzentriert sich darauf, die Selbstheilungskräfte des Marktes zu aktivieren. Der Staat soll vor allem die Verbesserung der Bedingungen für das Güterangebot im Auge haben. Die konjunkturellen Schwankungen werden durch staatliche Maßnahmen mitverursacht. Die Anbieter, d.h. die Unternehmer, werden durch die staatlichen Eingriffe verunsichert, ihre Entscheidungsgrundlage verschiebt sich ständig. Statt den Markt durch seine Eingriffe zu destabilisieren, soll der Staat Rahmendaten setzen, die dem Markt eine bessere Entfaltung ermöglichen. Diese Verbesserungen können insbesondere durch Kostenentlastungen der Unternehmer  in Form von verminderten  Produktionssteuern und unternehmerischen Abgaben verwirklicht werden. Auch eine Entlastung bei den Lohn-/Nebenkosten soll die unternehmerische Aktivität fördern. Da der Staat sich als regelsetzender Akteur zurückzieht, spricht man von einer Deregulierung. Dazu gehören auch der Abbau der (Verwaltungs-)Bürokratie, die Privatisierung von staatlichen Betrieben und die Bekämpfung der Schwarzwirtschaft.


Auf einen kurzen Nenner gebracht: Weniger Staat, mehr individueller marktwirtschaftlicher Freiraum.


Die angebotsorientierte Politik in ihrer Reinform wird vor allem von der Arbeitnehmerseite als unsozial angesehen. Die finanziellen Entlastungen, die der Staat den Unternehmen gewährt, werden nämlich oft erst mal von den Firmen eingestrichen, bevor sie sich für die Arbeitnehmer in Form von Lohnerhöhungen und neuen Arbeitsplätzen bemerkbar machen.








Aufgabe:


Vervollständige mittels des obigen Textes umseitige Tabelle.








